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1. Einleitung 

Im Auftrag des Ministeriums für Soziales, Arbeit und Gesundheit Baden-Württemberg (SM BW) führt 

die Kienbaum Consultants International GmbH eine Ausgangsanalyse des Frauenhilfesystems in 

Baden-Württemberg durch und berät das Ministerium bei der Entwicklungsplanung sowie bei der Er-

arbeitung eines Finanzierungskonzepts für die bedarfsgerechte Weiterentwicklung des Systems ge-

mäß § 8 des Gewalthilfegesetzes (GewHG). 

Zur Herstellung einer belastbaren und ganzheitlichen Datenbasis über die derzeitige Finanzierungs-

struktur des Hilfesystems für gewaltbetroffene erwachsene Frauen sowie deren Kinder wurde ergän-

zend zur Einrichtungsbefragung eine Kommunenbefragung durchgeführt. Diese zielte darauf ab, die 

im Jahr 2024 von den Gebietskörperschaften verausgabten Mittel für Einrichtungen zu erfassen, die 

Schutz- und Beratungsangebote für von häuslicher und sexualisierter Gewalt betroffene Frauen und 

deren Kinder1 bereitstellen. 

Die standardisierte Online-Erhebung richtete sich vorrangig an die Kämmereien der Landkreise und 

kreisfreien Städte in Baden-Württemberg. Die Einladung zur Teilnahme erfolgte über Verteiler des 

Landkreistages Baden-Württemberg und des Städtetages Baden-Württemberg. Die Befragung kreis-

angehöriger Städte war nicht explizit Bestandteil des Auftrags von Kienbaum, kreisangehörige Städte, 

die Mitglied im Städtetag waren und über dessen Verteiler erreicht wurden, konnten optional an der 

Befragung teilnehmen. Im Anschreiben wurde darauf hingewiesen, dass für eine valide Datenerhe-

bung die Einbindung aller relevanten Akteure innerhalb der Verwaltung – insbesondere den Gleich-

stellungsbeauftragten, Sozialdezernaten, Jobcentern sowie ggf. weiteren relevanten Akteuren – emp-

fohlen wird. 

Im Rahmen der Erhebung wurden folgende Themenbereiche adressiert: 

• Strukturdaten zur Gebietskörperschaft 

• Kommunale Regelförderung von Einrichtungen 

• Kommunale Ausgaben für Investitionszuschüsse 

• Kommunale Ausgaben für Leistungsansprüche 

• Ausgaben für Schutzsuchende ohne Tagessatzanspruch 

• Fehlbetragsfinanzierungen an Frauen- und Kinderschutzhäuser 

• Ko-Finanzierungsvereinbarungen 

• Weitere genannte kommunale Ausgaben 

Der vorliegende Bericht stellt das methodische Vorgehen sowie die zentralen Ergebnisse der 

Kommunenbefragung dar und ist als Bestandteil der Ausgangsanalyse gemäß § 8 Gewalthilfegesetz 

zu verstehen. Die Analyseergebnisse und Datensätze werden von Kienbaum an das SM BW übermit-

telt.  

  

___ 

1 Nicht Gegenstand der Befragung: Einrichtungen, die sich ausschließlich an Kinder und Jugendliche richten, da diese in den 

Zuständigkeitsbereich der Kinder- und Jugendhilfe (§ 2 SGB VIII) fallen und somit nicht unmittelbar in den Anwendungsbe-

reich des Gewalthilfegesetzes (GewHG) gehören. Ebenfalls nicht Gegenstand der Befragung sind allgemeine Beratungsstel-

len wie etwa Pro Familia oder der Weiße Ring, da deren Angebote nicht vorrangig oder ausschließlich auf die Unterstützung 

von Frauen ausgerichtet sind, die von häuslicher oder sexualisierter Gewalt betroffen sind. 
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2. Methodisches Vorgehen 

2.1. Entwicklung, Testung und Versand des Erhebungsinstruments 

Die Konzeption und Versand des Erhebungsinstruments erfolgten in einem mehrstufigen, eng abge-

stimmten Verfahren: 

• Es wurden zwei inhaltlich weitgehend identische Online-Fragebögen entwickelt, die sich aus-

schließlich in der adressierten Gebietskörperschaft unterschieden (kreisfreie Städte bzw. 

Landkreise). Entsprechend wurden die Fragestellungen sprachlich angepasst (z. B. „Bitte ma-

chen Sie Angaben zu Ihrer kreisfreien Stadt“ bzw. „… zu Ihrem Landkreis“). 

• Die inhaltliche Ausgestaltung der Fragebögen erfolgte in enger Abstimmung mit dem SM 

BW, Vertretungen der kommunalen Spitzenverbände sowie einzelner Kommunen. Die Online-

Fragebögen umfassten sowohl standardisierte quantitative Abfragen als auch ergänzende 

Freitextfelder. Letztere wurden bewusst vorgesehen, um den Kommunen die Möglichkeit zu 

geben, ihre Angaben zu erläutern, auf Besonderheiten hinzuweisen sowie etwaige Herausfor-

derungen bei der Datenerhebung darzustellen. 

• Im Rahmen eines Pretests wurden die Fragebögen im Vorfeld mit Vertreterinnen und Vertre-

tern des Städte- und Landkreistags Baden-Württemberg sowie von ihnen ausgewählten Kom-

munen validiert und auf Basis der Rückmeldungen hinsichtlich Verständlichkeit und Praktika-

bilität optimiert. 

• Der E-Mail-Versand des Einladungsschreibens zur Online-Befragung (inkl. Link) an die 

Landkreise erfolgte über den Landkreistag Baden-Württemberg und dessen Verteiler von 73 

Kontakten (inkl. weiterer nicht quantifizierbarer Ansprechpersonen, u. a. aus den Sozialdezer-

naten). 

• Der E-Mail-Versand des Einladungsschreibens zur Online-Befragung (inkl. Link) an die 

kreisfreien sowie kreisangehörigen Städte erfolgte über den Städtetag Baden-Württemberg 

und richtete sich an 206 Mitgliedsstädte, darunter alle neun Stadtkreise sowie 197 kreisange-

hörige Städte. Insgesamt existieren in Baden-Württemberg 307 kreisangehörige Städte; 110 

hiervon sind keine Mitglieder im Städtetag und wurden entsprechend nicht erreicht. Der Ver-

sand erfolgte über ein abonnementbasiertes Verteilersystem, das sich an mehrere Funktions-

bereiche innerhalb der Mitgliedskommunen richtet, darunter insbesondere Kämmereien und 

Sozialdezernate, Jugendämter sowie Gleichstellungsbeauftragte. Die genaue Anzahl der tat-

sächlich erreichten Einzelpersonen lässt sich nicht quantifizieren.  

• Bestandteil der über den Landkreistag und den Städtetag versendeten E-Mails war ein Be-

gleitschreiben des SM BW. Darin wurden die Kommunen gebeten, die Angaben für ihre je-

weilige Gebietskörperschaft in enger Abstimmung mit den zuständigen Stellen – insbesondere 

den Gleichstellungsbeauftragten, Sozialdezernaten, Jobcentern sowie ggf. weiteren relevan-

ten Akteuren – zusammenzutragen. 

• Die Feldphase der Erhebung erstreckte sich vom 2. Februar bis zum 6. März 2026 und wurde 

anschließend bis zum 25. März 2026 verlängert. Die Fristverlängerung zielte insbesondere 

darauf ab, auch kreisangehörigen Städten eine Teilnahme zu ermöglichen. Ein separates An-

schreiben an diese Zielgruppe erfolgte nicht; stattdessen wurde auf der Startseite der Erhe-

bung ein entsprechender Hinweis zur Teilnahmeberechtigung ergänzt. 
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2.2. Unterstützung während der Feldzeit inklusive Erinnerung zur Teil-

nahme 

Zur Unterstützung der Kommunen während der Feldphase wurde durch das Projektteam ein Hel-

pdesk eingerichtet, über den bei Bedarf Beratungstermine zur Klärung organisatorischer und techni-

scher Fragestellungen gebucht werden konnten. Ergänzend stand das Projektteam während der ge-

samten Erhebungsphase über ein zentrales Projektpostfach für Rückfragen zur Verfügung. Einge-

hende Nachfragen sowie nachträgliche Ergänzungen zu bereits übermittelten Fragebögen wurden 

fortlaufend bearbeitet. 

Parallel hierzu erfolgte ein kontinuierliches Monitoring der Rücklauf- und Bearbeitungsstände. 

Zur Erhöhung der Teilnahmequote wurde über den Städte- und Landkreistag eine Erinnerungsmail 

versendet. Die ursprüngliche Frist (6. März 2026) wurde zunächst verlängert und schließlich bis zum 

25. März 2026 ausgeweitet.  

2.3. Rücklauf 

Die folgende Tabelle weist aus, welche Gebietskörperschaften eine Einladung zur Online-Befragung 

erhielten (Brutto-Stichprobe) und wie viele daran teilgenommen haben (Netto-Stichprobe). 

Tabelle 1: Übersicht der empirischen Datengrundlage der Kommunenbefragung im Rahmen der Ausgangsanalyse GewHG 

(Stand 25.03.2025) 

Gebietskörperschaft Zeitraum Bruttostichprobe 

 

Nettostichprobe  

Landkreise 02.02.-25.03.2026 n=352 n=34 (97%) 

Kreisfreie Städte  02.02.-25.03.2026 n=93 n=9 (100%) 

Kreisangehörige Städte 02.02.-25.03.2026 n=unbekannt4 n=9 

 

2.4. Datenbereinigung und Plausibilisierung 

Die im Rahmen der Kommunenbefragung erhobenen Daten wurden den folgenden Bereinigungs- und 

Plausibilisierungsschritten unterzogen: 

• Ausschluss nicht untersuchungsrelevanter Angaben: Entfernt wurden Nennungen von 

Einrichtungen und Angeboten, die nicht dem originären Gewalthilfesystem zuzuordnen sind. 

Hierzu zählen insbesondere allgemeine Prostituiertenberatungsstellen sowie Beratungs- und 

Schutzeinrichtungen für Kinder und Jugendliche, die außerhalb des Regelungsbereichs des 

Gewalthilfegesetzes (GewHG) liegen.  

___ 

2 Hinweis: Der Versand erfolgte über den Landkreistag Baden-Württemberg an 73 Kontakte (weitere AP u.a. Sozialdezernate pro Landkreis) 

3 Hinweis: Der Versand erfolgte über den Städtetag Baden-Württemberg an 206 Mitgliedstädte, darunter an alle 9 Stadtkreise. Der Versand er-

folgte über die Verteilerstruktur des Städtetags und richtete sich an mehrere Funktionsbereiche innerhalb der Mitgliedskommunen, darunter 

insbesondere Kämmereien und Sozialdezernate, Jugendämter sowie Gleichstellungsbeauftragte. Die genaue Anzahl der tatsächlich erreichten 

Einzelpersonen lässt sich nicht beziffern, da der Städtetag ein abonnementbasiertes Verteilersystem nutzt. Die Befragung der kreisfreien und 

kreisangehörigen Städte war nicht Bestandteil des Auftrags von Kienbaum. 

4 Versand erfolgte über den Städtetag Baden-Württemberg an 206 Mitgliedstädte, darunter 9 Stadtkreise sowie 197 kreisangehörige Städte. Ins-

gesamt existieren in Baden-Württemberg 307 kreisangehörige Städte; davon sind jedoch lediglich 197 Mitglied im Städtetag. Die verbleibenden 

110 kreisangehörigen Städte sind keine Mitglieder und waren entsprechend nicht Bestandteil des Verteilers. Siehe auch vorherige Fußnote zur 

Verteilerstruktur des Städtetags. Die Befragung der kreisfreien und kreisangehörigen Städte war nicht Bestandteil des Auftrags von Kienbaum. 
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• Kategorisierung und Standardisierung von Freitextangaben: In Einzelfällen wurden in 

Freitextfeldern sowie in der Kategorie „Sonstiges“ genannte Einrichtungen (z. B. Fachbera-

tungsstellen) einschließlich der zugehörigen Förderbeträge nachträglich in die bestehenden 

Kategorien überführt und entsprechend vereinheitlicht. 

• Eingeschränkte Zuordenbarkeit der Einrichtungen zu den Gebietskörperschaften: Da im 

Erhebungsinstrument aus verschiedenen Gründen keine einrichtungsscharfe Erfassung vor-

gesehen war, ist eine eindeutige Zuordnung von Förderbeträgen zu einzelnen Einrichtungen 

sowie zu spezifischen Gebietskörperschaften (Landkreis vs. kreisfreie bzw. kreisangehörige 

Stadt) nur eingeschränkt möglich. In Einzelfällen haben Kommunen darauf hingewiesen, dass 

in den Angaben eines Landkreises auch Fördermittel einzelner Städte enthalten sind z. B. „Bei 

den Fachberatungsstellen [Landkreis] sind Fördermittel der [Stadt] in Höhe von 102.800 EUR 

berücksichtigt.“  

  



  

11.06.2026 | Ausgangsanalyse gemäß § 8 GewHG - Kommunenbefragung 8 

 

 

 

3. Erkenntnisse aus der Kommunenbefragung 

3.1. Kommunale Regelförderung 

3.1.1. Anzahl Einrichtungen 

Die folgende Tabelle zeigt die Anzahl an Einrichtungen des originären Gewalthilfesystems in Baden-

Württemberg, die im Bezugsjahr 2024 eine kommunale Regelförderung erhielten.  

Kommunale Regelförderung wird hier definiert als: dauerhafte, regelmäßig wiederkehrende Zuschüsse 

und Zuwendungen für Einrichtungen, z.B. Stellen- oder Sachpauschalfinanzierung. Nicht gemeint sind 

einzelfallbezogene oder projektbezogene Kostenübernahmen, z.B. Tagessatzfinanzierung, Projektför-

derung.  

Es ist möglich, dass die hier aufgelisteten Einrichtungen neben der kommunalen Regelförderung eine 

Landesförderung erhalten. 

Tabelle 2: Anzahl an Einrichtungen mit kommunaler Regelförderung (Quelle: Kommunalbefragung, Bezugsjahr: 2024, n=52) 

 Landkreise 
(n=34) 

Stadtkreise 
(n=9) 

Kreisangehö-
rige Städte 

(n=9*) 

Frauen- und Kinderschutzhäuser 16 6 2 

Fachberatungsstellen 36 24 7 

Interventionsstellen 4 7 1 

Clearingstellen 1 4 - 

Schutzwohnungen/-unterkünfte außerhalb der Frauen-
hausinfrastruktur 

1 2 - 

Notunterkünfte 0 2 1 

Fachstellen für Täterarbeit 12 7 1 

Sonstige Einrichtungen  15 - - 

Gesamt 71 52 12 

Weitere integrierte Angebote6 4 - - 

*Keine Vollerhebung, ggf. Doppelungen zu Angaben der Landkreise. 

 

Im Zuge der Abfrage wurden weitere Einrichtungen im Regelungsbereich des GewHG identifiziert, die 

nach Angabe der Kommunen kommunal jedoch nicht durch das Land BW gefördert werden. Die Nen-

nungen der Kommunen wurden mit der Liste der bereits bekannten Einrichtungen (landesgefördert 

und nicht-landesgefördert, siehe Hauptbericht Ausgangsanalyse) abgeglichen und dem SM BW über-

mittelt.  

 

___ 

5 Der Rhein-Neckar-Kreis gibt an, eine Gewaltambulanz zu fördern. 

6 Darunter zählten Kommunen integrierte Angebote mit kommunaler Regelförderung, die jedoch keine eigenen Einrichtungen 

darstellen, darunter „Mobiles Team“ bzw. „Mobile Beratung“, „Telefonseelsorge“. 
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3.1.2. Förderbeträge 

Die folgende Tabelle weist die Beträge der kommunalen Regelförderung je Einrichtungstyp aus.  

Bei den Fachstellen für Täterarbeit wurden die Kommunen gebeten, nur solche Einrichtungen zu be-

rücksichtigen, die freiwillige Täterarbeit im Kontext geschlechtsspezifischer oder häuslicher Gewalt an-

bieten (z. B. verhaltensändernde Beratungs- oder Trainingsangebote für gewaltausübende Personen). 

Nicht einzubeziehen waren hingegen Angebote der Straffälligenhilfe (z. B. Bewährungshilfe, gericht-

lich angeordnete Maßnahmen). Sofern Einrichtungen sowohl Täterarbeit als auch andere Beratungs-

angebote (z. B. allgemeine Männerberatung) vorhalten, wurden die Kommunen gebeten, ausschließ-

lich die Mittel auszuweisen, die tatsächlich auf die Täterarbeit entfallen. War eine trennscharfe Ab-

grenzung nicht möglich, sollte eine möglichst realistische Schätzung vorgenommen werden. 

 

Tabelle 3: Höhe der kommunalen Regelförderung (Quelle: Kommunalbefragung, Bezugsjahr: 2024, n=52) 

 Landkreise 
(n=34) 

Stadtkreise  

(n=9) 

Kreisangehörige 
Städte (n=9*) 

Frauen- und Kinderschutzhäuser  2.022.199   1.334.085   27.900  

Fachberatungsstellen  3.041.331   4.359.162   151.619  

Interventionsstellen  271.824   947.552   9.880  

Clearingstellen  16.351   149.740   -  

Schutzwohnungen/-unterkünfte außerhalb der 
Frauenhausinfrastruktur 

 7.500   50.000   -  

Notunterkünfte -  641.000   5.000  

Fachstellen für Täterarbeit  385.400   416.391   2.100  

Sonstige Einrichtungen   48.000  - - 

Gesamt  5.792.605  7.897.930   196.499  

Weitere integrierte Angebote7 57.470 - - 

Gesamt inkl. integrierte Angebote  5.850.075   7.897.930   196.499  

*Keine Vollerhebung, ggf. Doppelungen zu Angaben der Landkreise. 

  

___ 

7 Darunter zählten Kommunen integrierte Angebote mit kommunaler Regelförderung, die jedoch keine eigenen Einrichtungen 

darstellen, darunter „Mobiles Team“ bzw. „Mobile Beratung“, „Telefonseelsorge“. 
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3.2. Kommunale Ausgaben für Investitionszuschüsse 

3.2.1. Anzahl Einrichtungen 

Die folgende Tabelle zeigt die Anzahl an Einrichtungen des originären Gewalthilfesystems in Baden-

Württemberg, die in den letzten fünf Jahren (2021-2025) kommunale Investitionszuschüsse (z.B. 

Bau, Sanierung, Ausstattung) erhielten. 

Tabelle 4: Anzahl Einrichtungen mit kommunalen Investitionszuschüssen (Quelle: Kommunalbefragung, Bezugsjahr: 2024, 

n=52) 

 Landkreise 
(n=6) 

Stadtkreise 
(n=1) 

Kreisangehö-
rige Städte 

(n=2*) 

Frauen- und Kinderschutzhäuser 6 1 2 

Fachberatungsstellen - 1 2 

Interventionsstellen - 1 1 

Clearingstellen - - - 

Schutzwohnungen/-unterkünfte außerhalb der Frauen-
hausinfrastruktur 

- - - 

Notunterkünfte - - - 

Fachstellen für Täterarbeit - - 1 

Gesamt 6 3 6 

*Keine Vollerhebung, ggf. Doppelungen zu Angaben der Landkreise. 

3.2.2. Förderbeträge 

Die folgende Tabelle weist die Beträge der kommunalen Investitionszuschüsse je Einrichtungs-

typ aus.  

Tabelle 5: Beträge der kommunalen Investitionszuschüsse je Einrichtungstyp (Quelle: Kommunalbefragung, Bezugsjahr: 2024, 

n=52) 

 Landkreise 
(n=6) 

Stadtkreise 
(n=1) 

Kreisangehörige 
Städte (n=2*) 

Frauen- und Kinderschutzhäuser  1.231.487   843.338   25.000  

Fachberatungsstellen  -   237.609   575.694  

Interventionsstellen  -   165.293   -  

Clearingstellen  -   -   -  

Schutzwohnungen/-unterkünfte außerhalb der 
Frauenhausinfrastruktur 

 -   -   -  

Notunterkünfte  -   -   -  

Fachstellen für Täterarbeit  -   -   -  

Sonstige Ausgaben8 5.000   -   -  

Gesamt 1.236.487   1.246.240   600.694  

*Keine Vollerhebung, ggf. Doppelungen zu Angaben der Landkreise. 

___ 

8 Der Landkreis Emmendingen gab an, 5.000 € für die Planung und Evaluation eines Frauenhauses verausgabt zu haben, siehe 

auch Kapitel 3.2.3. 
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3.2.3. Neubauten und Ausbaupläne 

Vier Kommunen machten zudem folgende Angaben zu Neubauten und Ausbauplänen:  

• „Der Landkreis […] baut derzeit ein neues Frauen- und Kinderschutzhaus, das Ende 2027 fer-

tiggestellt sein soll. Das Land fördert den Neubau mit 75% nach der VwV. Die restlichen Bau-

kosten trägt der Landkreis.“ 

• „2025 wurde eine Landkreisförderung für ein zweites Frauenhaus beschlossen in Höhe von 

500.000 €, die aber erst ab 2026 zur Auszahlung kommt.“ 

• „Die Inbetriebnahme eines Frauenschutzhauses ist für das Jahr 2026 geplant.“ 

•  „ab 2025: Einrichtung und Unterhaltung einer Fachberatungsstelle für Opfer häuslicher Ge-

walt mit max. 90.000 €/a für zunächst 3 Jahre.  "[…] ist eine Fachberatungsstelle gegen häus-

liche Gewalt; der Fokus liegt in Abgrenzung zum Verein […] bei Frauen, die Opfer von Gewalt 

werden. In den meisten Fällen ist dies aber eher körperliche und psychische Gewalt (und nicht 

zwingend sexuelle Gewalt). 

3.3. Kommunale Ausgaben für Leistungsansprüche 

Die folgende Tabelle weist die kommunalen Ausgaben für Tagessätze auf Grundlage individueller 

Leistungsansprüche von Bewohnerinnen von Frauen- und Kinderschutzhäusern für das Jahr 2024 

aus. Die befragten kreisangehörigen Städte haben hierzu keine Angaben gemacht. 

Tabelle 6: Kommunale Ausgaben für Leistungsansprüche (Quelle: Kommunalbefragung, Bezugsjahr: 2024, n=52) 

 Landkreise (n=34) Stadtkreise (n=9) Gesamt 

SGB II  8.165.436   5.926.416  14.091.852 

SGB XII  959.385   182.554  1.141.939 

AsylblG  323.977   13.174  337.151 

Tagessätze ohne Unterscheidung nach 
Leistungsbereich 

 600.143  - 
600.143 

Sonstige Leistungsansprüche, und zwar9   5.797  - 5.797 

Nicht zuordbare Angaben10 2.325  - 2.325 

Gesamt  10.057.063  6.122.144 16.179.207 

 

3.4. Offene Forderungen an die Gebietskörperschaft oder der Gebiets-

körperschaft an nicht örtliche Leistungsträger 

Die nachfolgende Tabelle weist aus, welche offene Forderungen an die Gebietskörperschaft noch 

in Klärung sind. Die befragten kreisangehörigen Städte haben hierzu keine Angaben gemacht.  

Tabelle 7: Offene Forderungen an die Gebietskörperschaft (Quelle: Kommunalbefragung, Bezugsjahr: 2024, n=52) 

 Landkreise (n=6) Stadtkreise (n=4) Gesamt 

Forderungen an die Gebietskörperschaft 
aufgrund strittiger oder nachträglich ab-
gelehnter Leistungsansprüche 

 10.932   24.568  35.500 

___ 

9 Ein Landkreis gab an, individuelle Leistungsansprüche auf Basis SGB VIII verausgabt zu haben.  

10 Ein Landkreis gab hier einen Zuschuss einer kreisangehörigen Stadt an.  
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Forderungen an die Gebietskörperschaft 
aufgrund strittiger Fälle zwischen Kom-
munen 

 319.974   9.004  328.978 

Forderungen an die Gebietskörperschaft 
aufgrund anderer strittiger Fälle11 

 101.744   141.803  243.547 

Gesamt 432.650 175.375 608.025 

 

Die nachfolgende Tabelle weist aus, welche Forderungen der Gebietskörperschaft an nicht-örtliche 

Träger der Sozialhilfe oder Jobcenter innerhalb oder außerhalb Baden-Württembergs noch in 

Klärung sind.  

Tabelle 8: Offene Forderungen der Gebietskörperschaft an nicht örtliche Leistungsträger (Quelle: Kommunalbefragung, Bezugs-

jahr: 2024, n=52) 

 Landkreise (n=34) Stadtkreise (n=9) 

Forderungen der Gebietskörperschaft an nicht-ört-
liche Träger der Sozialhilfe/Jobcenter innerhalb 
Baden-Württembergs 

 836.226   298.926  

Forderungen der Gebietskörperschaft an nicht-ört-
liche Träger der Sozialhilfe/Jobcenter außerhalb 
Baden-Württembergs 

 352.982   308.420  

Gesamt  1.189.208   607.346  

 

3.5. Ausgaben für Schutzsuchende ohne Tagessatzberechtigung 

Zwei Landkreise sowie zwei Stadtkreise gaben an, Ausgaben für Schutzsuchende ohne Tages-

satzberechtigung, die ihren Eigenanteil nicht selbst tragen konnten, getätigt zu haben. Eine kreisfreie 

Stadt bezifferte diese Ausgaben auf 2.034 €. Die übrigen Gebietskörperschaften machten hierzu keine 

Angaben. Ein Landkreis wies zudem darauf hin, dass ihnen keine Auswertung möglich war. 

3.6. Fehlbetragsfinanzierung an Frauen- und Kinderschutzhäuser 

Drei Landkreise gaben an, eine Fehlbetragsfinanzierung an Frauen- und Kinderschutzhäuser ge-

leistet zu haben, um ungedeckte Betriebskosten (z. B. Differenzen zwischen tatsächlichen Ausgaben 

und Einnahmen aus Tagessätzen) auszugleichen. Insgesamt wurden hierfür von den drei Landkreisen 

Mittel in Höhe von 195.390 € verausgabt. 

3.7. Ko-Finanzierungsvereinbarungen 

Die folgende Tabelle stellt die Ko-Finanzierungsvereinbarungen der Gebietskörperschaften mit 

anderen Gebietskörperschaften innerhalb und außerhalb Baden-Württembergs dar.  

Keine der Kommunen gab an, Ko-Finanzierungsvereinbarungen außerhalb Baden-Württembergs zu 

haben.  

___ 

11 Die Kommunen geben hier folgende andere strittige Fälle an: Fehlende Bescheide (z.B. §16a SGB II) oder Nachweise, fehler-

hafte Abrechnungen der FKH. 
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Tabelle 9: Ko-Finanzierungsvereinbarungen innerhalb und außerhalb Baden-Württembergs (Quelle: Kommunalbefragung, Be-

zugsjahr: 2024, n=52) 

 Landkreise 
(n=34) 

Stadtkreise 
(n=9) 

Kreisangehörige 
Städte (n=9*) 

Ko-Finanzierungsvereinbarungen innerhalb Ba-
den-Württembergs 

4 3 3 

Ko-Finanzierungsvereinbarungen außerhalb Ba-
den-Württembergs 

0 0 0 

Gesamt 4 3 3 

*Keine Vollerhebung, ggf. Doppelungen zu Angaben der Landkreise. 

 

Die offenen Textangaben enthalten Erläuterungen zu den Ko-Finanzierungsvereinbarungen: 

• Vereinbarung über hälftige Aufteilung verbleibender Defizite eines Frauen- und Kinderschutz-

hauses.  

• Gemeinsame Leistungs- und Vergütungsvereinbarung für das Frauen- und Kinderschutzhaus 

[…] und Fachberatungsstelle […] 

• Gemeinsame Finanzierung der Beratungsstellen im Landkreis […]. 

• Personalkostenzuschuss für eine pädagogische Fachkraft in der Beratungsstelle 

• „Die Stadt […] finanziert Beratungsstelle […], dafür finanziert Landkreis […] Interventions-

stelle und ist für die Frauenhausfinanzierung zuständig.“ 

3.8. Weitere genannte kommunale Ausgaben 

• „Der Landkreis […] fördert die Anzeigenunabhängige Spurensicherung. Im Jahr 2024 be-

liefen sich die Ausgaben auf 1.032 €“ 

• „In die Hilfen bei häuslicher/geschlechterspezifischer Gewalt fallen zudem Personalkosten 

bei der Landkreisverwaltung an: Gleichstellungsbeauftragte, Gesundheitsamt, Schulungen, 

Fachtag/Honorarkosten mit insg. 209.000 €“ 

•  „Der Landkreis finanziert darüber hinaus die jährliche Fachveranstaltung des Aktions-

bündnisses "Kein Raum für Missbrauch im Landkreis […]" (gibt es seit 2013) und im Rah-

men der Gleichstellungsarbeit Präventionsprojekte zum Gewaltschutz.“ (keine Betragshöhe 

genannt) 

•  „Netzwerk "Runder Tisch gegen häusliche Gewalt im Landkreis […] und der Stadt […]: 

hier entstehen regelmäßig Kosten u.a. für die Führung des Netzwerkes, Öffentlichkeitsarbeit, 

Aktionen und Projekte, Netzwerkarbeit. Die Kosten variieren jährlich, je nach Programm- und 

Aufgabenumfang, aber können sich nur im unteren Bereich (ca. 1500-2000 € jährlich) bewe-

gen.“ 

•  „Der Landkreis hat 2024 im Rahmen einer Vereinbarung ein Anti-Gewalttraining (Täter-

training) in Höhe von 8.000 € eines freien Trägers gefördert. In 2024 gab es einen durch die 

Behindertenbeauftragte und die Gleichstellungsbeauftragte des Landreises durchgeführten 

Fachtag zu Gewalt an Frauen mit und ohne Behinderung, für den 300 € Honorarkosten für 

eine externe Referentin angefallen sind. In 2024 wurden Flaggen für die "Orange Days" be-

schafft.“ 

•  „Neben der institutionellen Förderung des Frauenhilfesystems über Regelzuschüsse werden 

seitens der Stadt regelmäßig ergänzende Projektmittel bereitgestellt. Diese Projekte richten 

sich insbesondere an besonders vulnerable Zielgruppen, wie Frauen mit Behinderung oder 

geflüchtete Frauen, sowie an Maßnahmen der Sensibilisierung und Prävention, die das 

bestehende Hilfesystem flankierend unterstützen. Darüber hinaus werden im Bereich der Ge-

waltprävention kontinuierlich Regelzuschüsse, insbesondere für Angebote der Mädchen- und 

Jungenarbeit, gewährt. Ergänzend hierzu fördert die Stadt eine spezialisierte Beratungs-
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stelle für von sexualisierter Gewalt betroffene Männer. Insgesamt dienen diese Maßnah-

men der gezielten Ergänzung und Stärkung des bestehenden Hilfesystems und tragen dazu 

bei, Versorgungslücken zu schließen sowie präventive Ansätze nachhaltig zu verankern.“ 
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4. Anhang 

Erhebungsinstrument Kommunenbefragung 

 

Code Fragentyp Frage Filter Hinweise für Programmierung 

Fragenblock 1: Startseite 
    

1 Infotext Herzlich willkommen zur Online-Befragung aller 
Landkreise und kreisfreien Städte in Baden-Würt-
temberg zu den verausgabten Mitteln für das Frauen-
hilfesystem bei häuslicher/geschlechtsspezifischer 
Gewalt 

 

Mit dem im Februar 2025 in Kraft getretenen Gewalthilfe-
gesetz (GewHG) wurden erstmals bundeseinheitliche 
Rechtsansprüche auf Schutz und Beratung für von ge-
schlechtsspezifischer oder häuslicher Gewalt betroffene 
Frauen und deren Kinder geschaffen. Damit verbunden 
ist der Auftrag an die Länder, bis 2027 die Grundlagen 
für den Auf- und Ausbau eines bedarfsgerechten und flä-
chendeckenden Hilfesystems zu schaffen. 

 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion Baden-Württemberg (SM BW) hat die Kienbaum 
Consultants International GmbH mit der Durchführung 
der Ausgangsanalyse beauftragt. Wesentlicher Bestand-
teil des Auftrags ist es, das Ministerium bei der Erarbei-
tung einer fundierten Entwicklungsplanung und eines 
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Code Fragentyp Frage Filter Hinweise für Programmierung 

tragfähigen Finanzierungskonzepts zur Umsetzung des 
GewHG zu unterstützen. 

 

Mit dieser Online-Befragung möchten wir ein möglichst 
umfassendes, aktuelles und valides Bild der bestehen-
den Strukturen gewinnen. Ihre Angaben leisten einen 
entscheidenden Beitrag zur Umsetzung der in § 1 Ge-
wHG festgelegten Aufgaben und zur Schaffung verlässli-
cher Grundlagen für die Weiterentwicklung des Frauen-
hilfe- und Unterstützungssystems bei häuslicher/ge-
schlechtsspezifischer Gewalt in Baden-Württemberg. 

 

Diese Befragung richtet sich an alle Landkreise und 
kreisfreien Städte in Baden-Württemberg.  

Die Befragung ist bis 25.03.2026 geöffnet. Bitte füllen 
Sie den Fragebogen innerhalb dieses Zeitraums voll-
ständig aus. Zur Vorbereitung können Sie den Fragebo-
gen hier vorab als PDF ausdrucken. 

 

Wir danken Ihnen herzlich für Ihre Mitwirkung und die 
Zeit, die Sie sich für das Ausfüllen der Online-Befragung 
nehmen. 

2 Infotext o Zielgruppe und Gegenstand der Befragung: 
Die Online-Erhebung richtet sich primär an Käm-
merer aller Landkreise und kreisfreien Städte in 
Baden-Württemberg. Ziel ist es, die von den Ge-
bietskörperschaften im Jahr 2024 verausgabten 
Mittel für Einrichtungen zu erfassen, die Schutz 
und Beratung für von geschlechtsspezifischer 
und häuslicher Gewalt betroffene erwachsene 
Frauen und deren Kinder bereitstellen.  

o Nicht Gegenstand der Befragung: Einrichtun-
gen, die sich ausschließlich an Kinder und Ju-
gendliche richten, da diese in den Zuständig-
keitsbereich der Kinder- und Jugendhilfe (§ 2 

    

https://kienbaumconsultants.fra1.qualtrics.com/CP/File.php?F=F_56js6uzfmXmkJqS
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Code Fragentyp Frage Filter Hinweise für Programmierung 

SGB VIII) fallen und somit nicht unmittelbar in 
den Anwendungsbereich des Gewalthilfegeset-
zes (GewHG) gehören. Ebenfalls nicht Gegen-
stand der Befragung sind allgemeine Beratungs-
stellen wie etwa Pro Familia oder der Weiße 
Ring, da deren Angebote nicht vorrangig oder 
ausschließlich auf die Unterstützung von Frauen 
ausgerichtet sind, die von häuslicher oder sexu-
alisierter Gewalt betroffen sind. 

• Konsolidierte Datenbasis: Wir bitten Sie, die 
Angaben für Ihren Landkreis/ Ihre kreisfreie 
Stadt in enger Abstimmung mit der bzw. dem 
Gleichstellungsbeauftragten, Ihrem Sozialdezer-
nat, dem Jobcenter sowie ggf. weiteren relevan-
ten Stellen aufzubereiten. 

• Vollständigkeit der Angaben und Schätz-
werte: Bitte machen Sie möglichst viele Anga-
ben. Uns ist bewusst, dass einige Angaben auf 
Schätzungen beruhen müssen. Bitte runden Sie 
alle Zahlen auf ganze Zahlen. Tragen Sie aus-
drücklich 0 ein, wenn in der abgefragten Katego-
rie keine Fälle, Kosten oder Stellen vorhanden 
sind.  

• Erläuterungsfelder: Am Ende jedes Themen-
blocks finden Sie ein Freitextfeld für Erläuterun-
gen. Bitte nutzen Sie dieses, um Ihre Angaben 
zu kommentieren, auf Besonderheiten hinzuwei-
sen oder Herausforderungen bei der Datenerhe-
bung zu beschreiben. 

• Bearbeitung und Unterbrechung: Sie können 
die Bearbeitung jederzeit unterbrechen und zu 
einem späteren Zeitpunkt fortsetzen, sofern Sie 
dasselbe Gerät verwenden.  

• Abschluss der Dateneingabe: Erst mit dem 
Klick auf den Button „Absenden“ werden Ihre 
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Code Fragentyp Frage Filter Hinweise für Programmierung 

Angaben übermittelt. Danach ist keine Bearbei-
tung mehr möglich 

3 Infotext 
• Wir (Kienbaum Consultants International GmbH) 

erheben die Daten im Auftrag des Ministeriums 
für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-
Württemberg unter Berücksichtigung strenger 
datenschutzrechtlicher Vorgaben. Die daten-
schutzrechtliche Grundlage bildet der Auf-
tragsverarbeitungsvertrag i.d.S. Art. 28 Abs. 3 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) zwi-
schen dem Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Integration Baden-Württemberg und Kien-
baum Consultants International GmbH. 

• Die Daten werden von uns aufbereitet, ausge-
wertet und ausschließlich im Rahmen des Auf-
trags verwendet. 

• Die Analyseergebnisse und Datensätze werden 
von uns an das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Integration Baden-Württemberg 
übermittelt. Das Ministerium ist Empfänger der 
Daten und kann diese im Rahmen seiner ge-
setzlichen Aufgaben verwenden. Dies schließt 
auch die Beantwortung parlamentarischer Anfra-
gen (z. B. Auskunftsersuchen von Abgeordneten 
oder kleine und große Anfragen von Fraktionen) 
ein. 

• Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Integration Baden-Württemberg verwendet die 
Ergebnisse der Analyse ausschließlich für die im 
Rahmen der Umsetzung des Gewalthilfegeset-
zes vorgesehenen Zwecke. Dies schließt die 
Veröffentlichung von zusammengefassten (ag-
gregierten) Kennzahlen und Auswertungen ein, 
etwa zur Darstellung landesweiter oder regiona-
ler Strukturen. 

    



  

11.06.2026 | Ausgangsanalyse gemäß § 8 GewHG - Kommunenbefragung 19 

 

 

Fragenblock 2: Angaben zur Gebietskörperschaft 

Code Fragentyp Frage Filter Hinweise für Programmierung 

4 Infotext Zu Beginn bitten wir Sie um grundlegende Angaben.   

5 Offene Angabe Für welchen Landkreis / welche kreisfreie Stadt machen 
Sie Angaben? 

 Drop Down LK / Städte BaWü 

6 Formularfeld, Freitext Bitte geben Sie nachfolgend Ihre Kontaktdaten für etwa-
ige Zuordnungen, für Rückfragen u. ä. an: 

  

  Telefonnummer   

  E-Mail   
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Fragenblock 3: Förderung von Einrichtungen 

7 Infotext, Über-
schrift 

Förderung von Einrichtungen des Frauenhilfesystem 
bei häuslicher/geschlechtsspezifischer Gewalt durch 
den Landkreis / kreisfreie Stadt 

  

8 Infotext Im Folgenden bitten wir Sie um Angaben zu den Aus-
gaben Ihres Landkreises / Ihrer Stadt für Einrichtun-
gen des Frauenhilfesystems bei häuslicher/ge-
schlechtsspezifischer Gewalt im Haushaltsjahr 2024. 
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9 Matrix, numerische 
Eingabe, ganze 
Zahl 

Wie viele Einrichtungen für von geschlechtsspezifi-
scher und häuslicher Gewalt betroffene erwachsene 
Frauen (mit ihren Kindern) erhielten 2024 eine kom-
munale Regelförderung durch den Landkreis / die 
Stadt? Wie hoch waren die Ausgaben pro Einrich-
tungstyp insgesamt für das Jahr 2024? 

Hinweise:  

• Kommunale Regelförderung wird hier definiert 
als: dauerhafte, regelmäßig wiederkehrende Zu-
schüsse und Zuwendungen für Einrichtungen, 
z.B. Stellen- oder Sachpauschalfinanzierung. 
Nicht gemeint sind einzelfallbezogene oder pro-
jektbezogene Kostenübernahmen, z.B. Tages-
satzfinanzierung, Projektförderung) 

• Im Fokus der Untersuchung stehen Einrichtun-
gen, die Schutz und Beratung für von ge-
schlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt be-
troffene erwachsene Frauen und deren Kinder 
bereitstellen. Nicht Gegenstand der Untersu-
chung sind Einrichtungen, die sich ausschließlich 
an Kinder und Jugendliche richten, da diese in 
den Zuständigkeitsbereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe (§ 2 SGB VIII) fallen und somit nicht 
unmittelbar in den Anwendungsbereich des Ge-
walthilfegesetzes (GewHG) fallen. Ebenfalls 
nicht Gegenstand der Befragung sind allgemeine 
Beratungsstellen wie etwa Pro Familia oder der 
Weiße Ring, da deren Angebote nicht vorrangig 
oder ausschließlich auf die Unterstützung von 
Frauen ausgerichtet sind, die von häuslicher 
oder sexualisierter Gewalt betroffen sind. 

• Wenn Sie mit der Maus über die einzelnen Kate-
gorien fahren, erscheint jeweils eine Definition 

 

 Infoboxen mit Definitionen hinterlegen 
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  Frauen- und Kinderschutzhäuser. Definition: Schutzeinrichtun-

gen, die gewaltbetroffenen Frauen und ihren Kindern eine sichere Un-
terkunft sowie begleitende Beratung und Unterstützung zur Bewälti-
gung der Gewaltsituation bieten. 

  

 

  Fachberatungsstellen Definition: Einrichtungen, die von häuslicher 

oder sexualisierter Gewalt betroffene erwachsene Frauen (mit ihren 
Kindern) in psychosozialen, rechtlichen und praktischen Fragen bera-
ten, begleiten und bei Bedarf an weiterführende Hilfen vermitteln. Sie 
können unterschiedliche Spezialisierungen aufweisen, z. B. zu Men-
schenhandel, Zwangsheirat, Prostitution unter Zwang oder weiblicher 
Genitalverstümmelung. 

  

  Interventionsstellen Definition: spezialisierte Fachstellen, die im 

Rahmen des polizeilichen Interventionssystems tätig sind und be-
troffene Personen nach einem Polizeieinsatz wegen häuslicher Gewalt 
proaktiv kontaktieren, beraten und an weiterführende Hilfen vermitteln. 

  

  Clearingstellen Definition: Einrichtungen, die die erste Einschätzung 

und Zuordnung von Unterstützungsbedarfen übernehmen und Be-
troffene – je nach Situation – an geeignete Schutz- oder Beratungsan-
gebote weitervermitteln. 

Schutzwohnungen/-unterkünfte außerhalb der Frauen-
hausinfrastruktur für ganz bestimmte Gruppen, die von ge-

schlechtsspezifischer Gewalt betroffen sind (z.B. bei Menschenhandel 
zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, bei Zwangsheirat oder bei Ge-
nitalbeschneidung) 

Notunterkünfte für von geschlechtsspezifischer und häuslicher Ge-

walt betroffene erwachsenen Frauen (mit ihren Kindern) zur übergangs-
weisen Unterbringung bis zur regulären Aufnahme in ein Frauenhaus. 

 

  

     

 Offene Angabe Sonstiges, und zwar   

  x   

  Anzahl geförderter Einrichtungen    

  Verausgabte Mittel in €   
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  Wie viele Fachstellen für Täterarbeit erhielten im Jahr 
2024 eine kommunale Regelförderung durch den 
Landkreis / die Stadt? Wie hoch waren die kommuna-
len Ausgaben insgesamt für das Jahr 2024? 

Hinweise:  

• Kommunale Regelförderung wird hier definiert 
als: dauerhafte, regelmäßig wiederkehrende Zu-
schüsse und Zuwendungen für Einrichtungen, 
z.B. Stellen- oder Sachpauschalfinanzierung. 
Nicht gemeint sind einzelfallbezogene oder pro-
jektbezogene Kostenübernahmen, z.B. Tages-
satzfinanzierung, Projektförderung) 

• Im Rahmen der Ausgangsanalyse werden aus-
schließlich Einrichtungen berücksichtigt, die frei-
willige Täterarbeit im Kontext geschlechtsspezifi-
scher oder häuslicher Gewalt anbieten (z. B. ver-
haltensändernde Beratungs- oder Trainingsan-
gebote für gewaltausübende Personen). 
Nicht einzubeziehen sind Angebote der Straffälli-
genhilfe (z. B. Bewährungshilfe, gerichtlich ange-
ordnete Maßnahmen) 

• Sofern Einrichtungen sowohl Täterarbeit als 
auch andere Beratungsangebote (z. B. allge-
meine Männerberatung) vorhalten, bitten wir nur 
jene Mittel anzugeben, die tatsächlich für die Tä-
terarbeit verausgabt wurden Falls eine exakte 
Trennung nicht möglich ist, geben Sie bitte eine 
realistische Schätzung an und vermerken dies 
entsprechend. 

 

Anzahl geförderter Einrichtungen 

Verausgabte Mittel in € 
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10 6 Formularfelder  Gibt es Einrichtungen für von geschlechtsspezifi-
scher und häuslicher Gewalt betroffene erwachsene 
Frauen (mit ihren Kindern), die durch Ihren Landkreis 
/ Ihre kreisfreie Stadt aber nicht durch das Land Ba-
den-Württemberg gefördert werden?  

Wenn ja: nennen Sie bitte Name(n) und PLZ der Ein-
richtung(en): 

Einrichtungstyp 

 Definitionen einbinden aus GewHG § 2 als In-
fobox 

  Name   

  PLU 

Weitere, falls vorhanden: 

  

11 Freitext Falls Sie Anmerkungen zur kommunalen Förderung 
durch den Landkreis / durch die kreisfreie Stadt ha-
ben, bitten wir Sie, diese hier anzugeben: 

  

     

     

     

Fragenblock 4: Kommunale Ausgaben für Investitionszuschüsse  

12 Infotext, Über-
schrift 

Kommunale Ausgaben für Investitionszuschüsse   
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13 Matrix, Numeri-
sche Eingabe 

Wie viele Einrichtungen für von geschlechtsspezifi-
scher und häuslicher Gewalt betroffene erwachsene 
Frauen (mit ihren Kindern) erhielten in den letzten 
fünf Jahren (2021-2025) kommunale Investitionszu-
schüsse (z.B. Bau, Sanierung, Ausstattung)? Wie 
hoch waren die Ausgaben pro Einrichtungstyp insge-
samt in den Jahren 2021-2025? 

• Hinweis: Im Fokus der Untersuchung stehen Einrich-
tungen, die Schutz und Beratung für von geschlechts-
spezifischer und häuslicher Gewalt betroffene erwach-
sene Frauen und deren Kinder bereitstellen. Nicht Ge-
genstand der Untersuchung sind Einrichtungen, die 
sich ausschließlich an Kinder und Jugendliche richten, 
da diese in den Zuständigkeitsbereich der Kinder- und 
Jugendhilfe (§ 2 SGB VIII) fallen und somit nicht un-
mittelbar in den Anwendungsbereich des Gewalthilfe-
gesetzes (GewHG) fallen. Ebenfalls nicht Gegenstand 
der Befragung sind allgemeine Beratungsstellen wie 
etwa Pro Familia oder der Weiße Ring, da deren An-
gebote nicht vorrangig oder ausschließlich auf die Un-
terstützung von Frauen ausgerichtet sind, die von 
häuslicher oder sexualisierter Gewalt betroffen sind. 

• Wenn Sie mit der Maus über die einzelnen Kategorien 
fahren, erscheint jeweils eine Definition 

 

 Infoboxen mit Definitionen hinterlegen 

  Frauen- und Kinderschutzhäuser. Definition: Schutzeinrichtun-

gen, die gewaltbetroffenen Frauen und ihren Kindern eine sichere Un-
terkunft sowie begleitende Beratung und Unterstützung zur Bewälti-
gung der Gewaltsituation bieten. 

  

  Fachberatungsstellen Definition: Einrichtungen, die von häuslicher 

oder sexualisierter Gewalt betroffene erwachsene Frauen (mit ihren 
Kindern) in psychosozialen, rechtlichen und praktischen Fragen bera-
ten, begleiten und bei Bedarf an weiterführende Hilfen vermitteln. Sie 
können unterschiedliche Spezialisierungen aufweisen, z. B. zu Men-
schenhandel, Zwangsheirat, Prostitution unter Zwang oder weiblicher 
Genitalverstümmelung. 
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  Interventionsstellen Definition: spezialisierte Fachstellen, die im 

Rahmen des polizeilichen Interventionssystems tätig sind und be-
troffene Personen nach einem Polizeieinsatz wegen häuslicher Gewalt 
proaktiv kontaktieren, beraten und an weiterführende Hilfen vermitteln. 

  

  Clearingstellen Definition: Einrichtungen, die die erste Einschätzung 

und Zuordnung von Unterstützungsbedarfen übernehmen und Be-
troffene – je nach Situation – an geeignete Schutz- oder Beratungsan-
gebote weitervermitteln. 

  

  Schutzwohnungen/-unterkünfte außerhalb der Frauen-
hausinfrastruktur für ganz bestimmte Gruppen, die von ge-

schlechtsspezifischer Gewalt betroffen sind (z.B. bei Menschenhandel 
zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, bei Zwangsheirat oder bei Ge-
nitalbeschneidung) 

Notunterkünfte für von geschlechtsspezifischer und häuslicher Ge-

walt betroffene erwachsenen Frauen (mit ihren Kindern) zur übergangs-
weisen Unterbringung bis zur regulären Aufnahme in ein Frauenhaus. 

  

  x   

  Anzahl geförderter Einrichtungen    

  Verausgabte Mittel insgesamt   
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  Wie viele Fachstellen für Täterarbeit erhielten im Jahr 
2024 erhielten in den letzten fünf Jahren (2021-2025) 
kommunale Investitionszuschüsse (z.B. Bau, Sanie-
rung, Ausstattung)? Wie hoch waren die Ausgaben 
insgesamt in den Jahren 2021-2025? 

Hinweise:  

• Kommunale Regelförderung wird hier definiert 
als: dauerhafte, regelmäßig wiederkehrende Zu-
schüsse und Zuwendungen für Einrichtungen, 
z.B. Stellen- oder Sachpauschalfinanzierung. 
Nicht gemeint sind einzelfallbezogene oder pro-
jektbezogene Kostenübernahmen, z.B. Tages-
satzfinanzierung, Projektförderung) 

• Im Rahmen der Ausgangsanalyse werden aus-
schließlich Einrichtungen berücksichtigt, die frei-
willige Täterarbeit im Kontext geschlechtsspezifi-
scher oder häuslicher Gewalt anbieten (z. B. ver-
haltensändernde Beratungs- oder Trainingsan-
gebote für gewaltausübende Personen). 
Nicht einzubeziehen sind Angebote der Straffälli-
genhilfe (z. B. Bewährungshilfe, gerichtlich ange-
ordnete Maßnahmen) 

• Sofern Einrichtungen sowohl Täterarbeit als 
auch andere Beratungsangebote (z. B. allge-
meine Männerberatung) vorhalten, bitten wir nur 
jene Mittel anzugeben, die tatsächlich für die Tä-
terarbeit verausgabt wurden Falls eine exakte 
Trennung nicht möglich ist, geben Sie bitte eine 
realistische Schätzung an und vermerken dies 
entsprechend. 

x 

Anzahl geförderter Einrichtungen 

Verausgabte Mittel in € 
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14 Freitext Falls Sie Anmerkungen zu den kommunalen Ausga-
ben für Invesitionszuschüsse durch den Landkreis / 
durch die kreisfreie Stadt haben, bitten wir Sie, diese 
hier anzugeben: 
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Fragenblock 5: Kommunale Ausgaben zur Kostenerstattung   

15 Infotext, Überschrift Kommunale Ausgaben für Kostenerstattungen   

16 Numerische Eingabe, 
ganze Zahlen 

Wie hoch waren die Ausgaben für Tagessätze auf Grund-
lage individueller Leistungsansprüche von Bewohnerin-
nen von Frauen- und Kinderschutzhäusern für das Jahr 
2024? 

  

  SGB II   

  SGB XII   

  AsylblG   

 Freitext Sonstige Leistungsansprüche, und zwar:   

 Einfacheingabe Gibt es Forderungen an Ihren Landkreis / Ihre Stadt aus 
2024, die noch in Klärung sind?  

Ja 

Nein 

  

17 Numerische Eingabe Sie haben angegeben, dass es Forderungen an Ihren 
Landkreis aus 2024 gibt, die noch in Klärung sind. Bitte 
nennen Sie jeweils den Gesamtbetrag.  

Filterfrage, wenn ja bei 
vorheriger Frage 

 

  Forderungen aufgrund strittiger oder nachträglich abgelehnter 
Leistungsansprüche (z. B. wenn zunächst Leistungen nach 
dem AsylbLG beantragt wurden, sich aber keine Berechti-
gung ergeben hat)  

  

  Forderungen aufgrund strittiger Fälle zwischen Kommunen 
(z. B. Wohnort der Frau liegt nicht im Einzugsgebiet der Ein-
richtung) 

 

  

 Freitext Forderungen aufgrund anderer strittiger Fälle. Bitte nennen 
Sie diese 
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 Einfachangabe Gibt es noch offene Forderungen Ihres Landkreises / Ih-
rer Stadt an nicht-örtliche Träger der Sozialhilfe oder 
Jobcenter in oder außerhalb Baden-Württembergs aus 
2024?  

Ja 

Nein 

  

  Sie haben angegeben, dass es noch offene Forderungen 
Ihres Landkreises / Ihrer Stadt an nicht-örtliche Träger 
der Sozialhilfe oder Jobcenter in oder außerhalb Baden-
Württembergs aus 2024 gibt. Bitte nennen Sie jeweils 
den Gesamtbetrag.  

Forderungen innerhalb Baden-Württembergs: 

Forderungen außerhalb Baden-Württembergs: 

 

Filterfrage, wenn ja bei 
vorheriger Frage 

 

 Einfachangabe Hatte Ihr Landkreis / Ihre Stadt Ausgaben für Schutzsu-
chende ohne Tagessatzberechtigung, die ihren Eigenan-
teil nicht selbst zahlen konnten?  

Ja 

Nein 

  

18 Numerische Eingabe Sie haben angegeben, das Ihr Landkreis / Ihre Stadt Aus-
gaben Ausgaben für Schutzsuchende ohne Tagessatzbe-
rechtigung hatte, die ihren Eigenanteil nicht selbst zah-
len konnten?  

Bitte nennen Sie den Gesamtbetrag verausgabter Mittel 

 

Filterfrage, wenn ja bei 
vorheriger Frage 

 

 Einfacheingabe Hat Ihre Gebietskörperschaft im Jahr 2024 eine Fehlbe-
tragsfinanzierung an Frauen- und Kinderschutzhäuser 
geleistet, um ungedeckte Betriebskosten auszugleichen 
(z. B. Differenz zwischen tatsächlichen Ausgaben und 
Einnahmen aus Tagessätzen)? 

Ja  

Nein 
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19 Numerische Eingabe Sie haben angegeben, dass Ihre Gebietskörperschaft im 
Jahr 2024 eine Fehlbetragsfinanzierung an Frauen- und 
Kinderschutzhäuser geleistet hat, um ungedeckte Be-
triebskosten auszugleichen (z. B. Differenz zwischen tat-
sächlichen Ausgaben und Einnahmen aus Tagessätzen)? 
Bitte nennen Sie den Gesamtbetrag verausgabter Mittel 

 

Filterfrage, wenn ja bei 
vorheriger Frage 

 

20 Freitext Falls Sie Anmerkungen zu Kostenerstattungen durch den 
Landkreis / durch die kreisfreie Stadt haben, bitten wir 
Sie, diese hier anzugeben: 
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Fragenblock 6: Ko-Finanzierungsvereinbarungen   

21 Infotext Abschließend bitten wir Sie um Angaben zu etwaigen Ko-
Finanzierungsvereinbarungen zum Frauenhilfesystem 
bei häuslicher / geschlechtsspezifischer Gewalt Ihres 
Landkreises / Ihrer kreisfreien Stadt 

  

22 Einfachangabe, ja/nein Hat Ihr Landkreis / Ihre Stadt Ko-Finanzierungsvereinba-
rungen mit anderen Landkreisen / kreisfreien Städten in 
Baden-Württemberg? 

Ja 

Nein 

  

23 Freitext Bitte benennen Sie die Landkreise / Städte, mit denen Ihr 
Landkreis / Ihre kreisfreie Stadt Ko-Finanzierungsverein-
barung(en) eingegangen ist und beschreiben Sie jeweils 
den Inhalt. 

Filterfrage, wenn Frage 
22= ja 

 

24 Einfachangabe, ja/nein Hat Ihr Landkreis / Ihre Stadt Ko-Finanzierungsvereinba-
rungen mit anderen Landkreisen / kreisfreien Städten in 
anderen Bundesländern? 

Ja 

Nein 

  

25 Freitext Bitte benennen Sie die Landkreise / Städte in anderen 
Bundesländern mit denen Ihr Landkreis / Ihre kreisfreie 
Stadt Ko-Finanzierungsvereinbarung(en) eingegangen ist 
und beschreiben Sie jeweils den Inhalt. 

Filterfrage, wenn Frage 
24= ja 

 

26 Freitext Falls Sie Anmerkungen zu Ko-Finanzierungsvereinbarun-
gen Ihres Landkreises / Ihrer kreisfreien Stadt haben, bit-
ten wir Sie, diese hier anzugeben: 
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Fragenblock 7: Sonstiges  

  

27 Freitext Haben Sie weitere Hinweise an uns zu verausgabten Mit-
teln Ihres Landkreises /Ihrer kreisfreien Stadt für das 
Frauenhilfesystem bei häuslicher/geschlechtsspezifi-
scher Gewalt? Dann können Sie diese hier geben. 

  

Fragenblock 8: Ende 

28 Infotext Sie haben das Ende der Befragung erreicht. 

 

Vielen Dank für Ihre Mitwirkung! 

 

Mit Klick auf "Zurück" können Sie Ihre Angaben überprü-
fen oder anpassen. Mit Klick auf „Absenden“ schicken 
Sie den Fragebogen ab. 

  

 

 


